
HAUSPOST
 Zentralorgan der WSG Bitterfeld-Wolfen eG August 2020

20
Die Wohnungswirtschaft auf dem Weg ins digitale Zeitalter

AUF EINEN BLICK

gut und günstig wohnen

Beschlossen und verkündet 
Die diesjährige Mitgliederversammlung unserer Genos-
senschaft ist aufgrund der COVID-19-Pandemie auf un-
bestimmte Zeit verschoben und bislang auch noch nicht 
durchgeführt worden. Dennoch kann berichtet werden, 
dass alle im Rahmen einer ordnungsgemäßen Geschäfts-
führung erforderlichen Beschlüsse und Wahlen rechtzei-
tig bewirkt wurden. Am 30. Juni 2020 endete das auf 
gemeinsamen Beschluss von Vorstand und Aufsichtsrat 
eingeleitete schriftliche Beschlussfassungs- und Wahl-
verfahren, zu dem Anfang Juni alle Mitglieder der Ge-
nossenschaft eingeladen worden waren. Die Beteiligung 
am schriftlichen Verfahren lag deutlich höher als die Teil-
nehmerzahlen, die üblicherweise bei einer Mitgliederver-
sammlung erreicht werden. Rund 200 Mitglieder gaben 
ihre Stimmen ab. Den meisten Beschlussanträgen wurde 
einstimmig gefolgt und auch die Wahlvorschläge wurden 
mit überwältigender Mehrheit angenommen. So sind Frau 
Susanne Grießbach und Herr Burkhard Heinrich erneut 
für drei Jahre in den Aufsichtsrat gewählt worden. Die 
Niederschrift des schriftlichen Beschlussfassungs- und 
Wahlverfahrens mit allen Beschlüssen und den detail-
lierten Abstimmungsergebnissen kann noch bis zum 17. 
September auf der Homepage der Genossenschaft ein-
gesehen werden. Danach ist die Einsichtnahme wie bei 
allen Versammlungsniederschriften auch weiterhin mög-
lich, dann aber wieder in unserer Geschäftsstelle.

WSG-Pandemiebarometer 
Ob zweite Welle oder nicht: wann die COVID-19-Pan-
demie soweit eingedämmt sein wird, dass das öffent-
liche Leben wieder normal ablaufen kann, wissen wir 
im Moment nicht. Die aktuell möglichen Lockerungen 
haben wir insbesondere genutzt, um den Geschäfts-
betrieb unserer Genossenschaf$ wieder zu normali-
sieren: keine Aufteilung mehr in „Büroarbeiter“ und 
„Homeoffi cer“, Aufhebung der rigiden Personenzahl-
beschränkungen bei Wohnungsbesichtigungen und 
Besprechungen in der Geschäftsstelle. Ansonsten 
gilt bei uns unverändert der Grundsatz, dass Vorsicht 
nicht nur die Mutter der Porzellankiste ist, sondern 
uns allen auch ein möglichst stressfreies (Über-)Le-
ben in der Coronakrise ermöglicht. Bis auf weiteres 
werden wir also alles vermeiden, was über das für die 
Verwaltung und Bewirtschaftung unserer Wohnungs-
bestände Erforderliche hinausgeht und Ansteckungs-
gefahr bedeutet bzw. nur für den Preis ausgefeilter, 
kostenintensiver Hygienekonzepte und -maßnahmen 
zu haben ist. Wir bleiben daher - zumindest was das 
gesellschaftliche Leben in unserer Genossenschaft 
angeht – weiterhin „in Deckung“ und melden uns, 
wenn wir sicher sind, dass die Gefahr vorüber ist.  

Auch wenn das Internet für uns schon seit geraumer 
Zeit kein Neuland mehr ist, was da mit der Digitalisier-
ung auf uns zukommt, ist noch lange nicht abzusehen. 
Die Corona-Krise mit all ihren Kontaktbeschränkungen 
und Selbstisola-
tionsgeboten liefert 
uns gerade einen 
kleinen Vorge-
schmack des-
sen. Erstaunlich, 
wie schnell und 
wirksam die unmit-
telbare Begegnung 
von Menschen 
durch digitale Kom-
munikation ersetzt 
werden kann! Noch 
tun wir es der Not 
gehorchend. Aber 
Hand aufs Herz: ler-
nen wir nicht auch 
zugleich, dass – bei 
allen Nachteilen 
einer ins Digitale 
verlagerten Kom-
munikation – Zeit 
gewonnen und Ressourcen gespart werden können? 
Das Homeoffi ce kennt keinen Arbeitsweg, die Ge-
schäftsbesprechung per Videoschalte keine Anreise 
zum Geschäftstermin. Und da das Shoppen mit Maske 
und allgegenwärtigen Abstandsmarkierungen auf den 
Fußböden der Ladengeschäfte auch kein rechtes 
Vergnügen mehr bereiten will, geht´s am besten gleich 
zu Amazon, Zalando & Co. Wenn nur die nervigen Re-
touren vermieden werden könnten!        
Als Wohnungsgenossenschaft müssen wir uns fra-
gen, was all das für unsere künftige Arbeit bedeutet. 
Sicherlich, so lange wir Menschen aus Fleisch und Blut 
und nicht aus Bits und Bytes bestehen, werden Woh-
nungen gebraucht, die real vorhanden und nicht nur 
virtueller Natur sind. Aber könnte es nicht sein, dass 
bald schon jede reale Wohnung ihren virtuellen Zwill-
ing hat? Wie praktisch beim Möbelkauf im Internet! 
Wie zeitsparend beim Videochat mit Mietinteressenten! 
Technisch ist das alles heute schon möglich, einzelne 
Pioniere der Branche setzen solche digitalen Anwend-
ungen bereits auf vielfältige Weise ein. Warum die um-
fassende Digitalisierung in der Wohnungswirtschaft 
noch nicht auf breiter Front voranschreitet, hat ver-
schiedene Gründe. Die wichtigsten sind: hohe Umstel-
lungskosten, verschiedene Schnittstellenprobleme und 
die zu bewältigenden Sicherheitsrisiken.       
Die Umstellungskosten sind dabei in erster Linie 
natürlich von den Kosten der zur Digitalisierung unserer 
Geschäftsprozesse erforderlichen Hard- und Soft-
ware geprägt. Schon heute geben wir jährlich um die 
50 Tausend Euro aus, um unsere EDV-Programme zur 
Wohnungsverwaltung und Buchhaltung am Laufen und 
aktuell zu halten sowie die periphere Technik wie Ar-
beitsplatzcomputer, Server, Drucker, Kopierer, Scanner 
etc. zu warten, zu reparieren und schließlich regelmäßig 
zu erneuern. Die Ausweitung der Digitalisierung auf an-
dere Gebiete, etwa die Mieterinformation und -kommu-
nikation, verursacht beim aktuellen Stand der Technik 
schon mal schnell Kosten im mittleren sechsstelligen 
Bereich. Erst kürzlich haben wir geprüft, was die Ein-
führung des digitalen „Schwarzen Brettes“, also die 
Ersetzung der wenig ansehnlichen Pinnwände durch 
diebstahl- und vandalismussichere Flachbildschirme, 
in unseren Wohnhäusern kosten würde. Das Ergebnis: 
eine solche Maßnahme wäre nicht unter einer halben 
Million Euro zu bewerkstelligen. Das entspricht den 
Kosten der Komplettmodernisierung von 20 bis 25 un-
serer Wohnungen, die nach langer Leerstandzeit wie-

Digi-Tal – wo liegt denn das? 
der an den Markt gebracht werden sollen oder nach 
noch längerer Nutzungszeit an uns „besenrein“ zurück-
geben werden. Die wiedervermieteten Wohnungen 
bringen im Jahr rund 100 Tausend Euro Mieterlöse, die 

digitalen „Schwar-
zen Bretter“ brin-
gen keine Erlöse. 
Es versteht sich 
von selbst, dass die 
weitere Digitalisier-
ung an dieser Stelle 
erst einmal zurück-
gestellt wird.
 
Nehmen wir die 
Schnittstellenprob-
leme der umfassen-
den Digitalisierung: 
wenn künftig immer 
mehr Vorgänge nur 
noch elektronisch 
veranlasst, durch-
geführt und kontrol-
liert werden, dann 
müssen auch alle 
unsere Bewohner-

innen und Bewohner, unsere Handwerker und anderen 
Dienstleister über die entsprechende Technik verfügen 
und ihre Bedienung beherrschen. Die Alternative, näm-
lich das dauerhafte Vorhalten paralleler Welten – einer 
aus Menschen mit Papier, Telefonen und Besprechun-
gsräumen und einer anderen aus Bits und Bytes, Algo-
rithmen und Touchscreens, über die wir interagieren – 
wäre aus betriebswirtschaftlicher Sicht nicht nur Unfug, 
sondern Harakiri.
Schließlich die Sicherheitsrisiken: Auskünfte wie „Ich 
kann Ihnen leider nicht weiterhelfen, wir haben schon 
seit zwei Tagen ein Computerproblem und ich komme 
an gar nichts ran“ will man nun wir$lich nicht hören, 
wenn man in der Küche einen Wasserrohrbruch hat 
und einen Handwerker braucht. Kritische technische 
Infrastrukturen bedürfen daher hoher Betriebssicher-
heit. Diese zu gewährleisten kostet zusätzliches Geld. 
Neben dem Ausfallrisiko gilt es aber auch die Manipu-
lationsrisiken in den Griff zu bekommen. Nicht zufäl-
lig sind die Kosten der Banken für den Schutz ihrer 
IT-Systeme gegen Hacker in Bezug auf ihre gesamten 
Kosten deutlich höher als die anteiligen Kosten, die in 
der Vergangenheit für Panzerglas und Tresoranlagen in 
den Schalterräumen aufzuwenden waren.
Wenn wir über die Auswirkungen der Digitalisierung auf 
unsere Genossenschaft nachdenken, sollte nicht ver-
gessen werden, dass diese sich nicht nur im Bereich 
unserer Arbeitsweise und Prozessgestaltung, quasi auf 
der „Angebotsseite“ der Wohnungswirtschaft zeigen 
werden, sondern auch mehr und mehr die „Nachfrage“, 
sprich die Erwartungen der künftigen Mieterinnen und 
Mieter in Bezug auf das „Produkt“ Wohnung prägen 
werden. Schon 
heute ist der schnelle 
Internetanschluss 
ein Vermietungs-
argument. Morgen 
schon könnte es die 
wohnflächenoptimi-
erte „Homeoffi ce-
Fähigkeit“ einer 
Wohnung oder die 
„Warenschleuse“ für 
all die im Internet getätigten Einkäufe sein.  
Trotz aller offenen Fragen, Schwierigkeiten und 
Hindernisse auf dem Weg ins digitale Zeitalter, die 
Frage, „Digi-Tal, wo liegt denn das?“, wird schon bald 
mit „gleich um die Ecke“ beantwortet werden.
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BOULEVARD

ZU TREUEN HÄNDENZU TREUEN HÄNDEN  
VON DER IDEE ZUR MATERIELLEN GEWALT  VON DER IDEE ZUR MATERIELLEN GEWALT  

Diese Geschichte ist auch eine der Wohnstät-
tengenossenschaft. Allerdings ist diese darin 
nur ein kleines Teilchen. 

Aber auf Anfang.

Als im Herbst 1989 viele Widersprüche der DDR 
offen ausbrachen und diese laut, oft dissonant 
diskutiert wurden, da stand auch die Frage im 
Raum: Wie ist das eigentlich mit dem VOLKS-
EIGENTUM. Wer sind eigentlich die Eigentümer 
und Eigentümerinnen dessen, was des Volkes 
eigen genannt wurde? Für ein Land, das sich 
sozialistisch nannte, eher eine rhetorische Fra-
ge. Für alle, die auf mehr Demokratie und Parti-
zipation in diesem Land setzten, nun eine ganz 
reale. 

Nun war der Zeitenlauf schneller als die Debat-
ten sein konnten. Erst fi el die Mauer und mit ihr 
die Produktion in den volkseigen genannten Be-
trieben. Die Tonlage der Forderungen veränder-
te sich. Plötzlich war man nicht nur das Volk, 
sondern wollte ein Volk sein. Da war das, was 
des Volkes eigen genannt wurde, schon in den 
Hintergrund getreten.

Ein paar Unentwegte jedoch hielten an der Idee 
der realen Teilhabe am entstandenen Vermögen 
fest und gebaren die Idee einer Treuhand, in der 
dieses Eigentum gebündelt werden sollte. Diese 
treue Hand sollte dann, stellvertretend für alle 
Bürger und Bürgerinnen – ob groß, ob klein, ob 
jung, ob alt, ob dick, ob dünn – die Anteile daran 
halten. Bestätigt durch einen Anteilsschein.

Ob so reales VOLKSEIGENTUM entstanden 
wäre, war nach den Wahlen am 18. März 1990 
nicht mehr nachprüfbar. Zu schnell machte sich 
der Zug in Richtung Einheit auf. Doch der Name 
Treuhand war in der Welt und überlebte. 

Am 06. Juni 1990 debattierte die gerade zwei 
Monate im Amt befi ndliche Regierung eine Ge-
setzesvorlage `zur Reorganisation des volksei-
genen Vermögens`. Erst einmal schien es jedoch 
`nur` um die Umwandlung des staatlichen VEB 
in eine `Kapitalgesellschaft` zu ge$en. Raus aus 
dem einen, rein in das nächste Handelsregister. 
Der Gesellschafter eine staatliche Treuhand. 
Dazu Aufstellung von Schluss- und Anfangs-
bilanzen.  Allein schon in dieser Vorlage taucht 
das Wort Privatisierung noch vor Reorganisation 
und zeigt die Fahrtrichtung an. Der ursprünglich 
in Aussicht gestellte Anteilsschein fehlte.

Am 17.06. passierte das Gesetz das immer 
noch Volkskammer genannte Parlament. Es 
folgen zwei Wochen Hoch-Zeit der Notare. Es 
wurde in dieser DDR umgewandelt, gegründet 
und bilanziert, was das Zeug hielt. In der Re-
gion wurde aus dem CKB die Chemie AG, aus 
dem Fotochemischen Kombinat die Filmfabrik 
Wolfen AG oder aus dem VEB Rohrleitungsbau 
Bitterfeld eine GmbH. 

Auch drängte die Zeit. Schon ab 01.07. sollte die 
D-Mark den Zahlungsverkehr in der eben noch 
durch Plankommission, staatliche Fonds und 

DDR-Mark zusammengehaltenen Wirtschaft 
prägen. Was auf dem Papier nur das Währungs-
zeichen hinter den Bewertungen veränderte, 
wird zur Schocktherapie. Nicht nur Löhne und 
Gehälter werden plötzlich in D-Mark fällig, son-
dern auch Warenlieferungen. Das ist nicht nur 
eine Frage der Verfügbarkeit, sondern auch der 
Preise. Und plötzlich steht das ganze Überan-
gebot des Westens `frei` zur Verfügung. Und der 
bietet, was das Zeug hält. Es scheint, als sei ein 
großer Selbstbedienungsladen aufgemacht. 

Die, die eben noch in einem strengen System 
der Zuteilung vernetzt waren, können die neu 
geschaffenen Kapitalgesellschaften endlich 
selber vergleichen und individuell entscheiden. 
Sie denken an ihr Hemd und nicht an die Hose 
des anderen. Aber auch in diesem Laden wird 
nach dem Einkauf abgerechnet. Und so pass-
te dann in diesem kurzen Sommer der Anarchie 
1990 kaum noch etwas zusammen in dieser 
DDR-Wirtschaft. 

Aber es sollte ja der 3. Oktober folgen und dann 
würde sich das schon wieder einrütteln. Dann 
würde wohl aus der Währungs- auch eine Wirt-
schafts- und irgendwann auch eine Sozialunion.  

Aber erst einmal wird die gerade drei Monate 
alte Treuhand eine bundesunmittelbare Anstalt 
unter Aufsicht des Bundesministeriums für Fi-
nanzen. Nicht der Wirtschaft, das noch bei 
Verabschiedung des Gesetzes zuständig war. 
Das zeitigt Folgen. Die Reorganisation wird als 
abgeschlossen betrachtet. Also ran ans priva-
tisieren. Ging es doch darum Wirtschaftlichkeit 
herzustellen und vor allem Grund und Boden 
– eben noch volkseigenen genannt - wieder ei-
nem wirtschaftlichen Zweck zuzuführen. 

Das hieß jetzt verkaufen. $urch Profi s. Erlöse 
des zu treuen Händen Übertragenen verein-
nahmte fortan nun das Bundesministerium für 
Finanzen. Und das hatte Aufwendungen mit 
diesem ganzen Privatisieren, mit diesem Beitritt 

des neu genannten Gebiets und mit seiner treu-
en Anstalt. Auch fi elen vorher unterstellte Erlöse 
geringer aus. Vieles blieb erst Ladenhüter und 
ging nicht mal für eine D-Mark weg. Nach der 
Stilllegung folgte Liquidation und später Abriss. 
Das kostete. Untern Strich blieb – so steht es in 
späteren Berichten - ein großes Defi zit. Da war 
kein Platz mehr für Anteilsscheine.           

Warum nur? Darüber ist in den letzten drei Jahr-
zehnte Für und Wider diskutiert, viel geschrie-
ben sowie viel Filmmaterial verdreht und versen-
det worden.

Die Menschen, die vorher in den Werken tätig 
waren, die Nutznießer der treuhänderischen 
Idee sein sollten, waren plötzlich frei (gesetzt). 
Im wahrsten Sinne doppelt frei. Sie mussten 
sich im Neuen ganz neu orientieren. Das haben 
sie getan. Mit Mut und Engagement. Mit unter-
schiedlichen Erfahrungen und Erfolgen. Sie ha-
ben so ihre eigene Geschichte geschrieben. Von 
den inzwischen vergessenen Anteilsscheinen 
war da selten die Rede. 

So wie bei der WSG, wo aus ehemalig werks-
eigenen Wohnungen erst eine GmbH und dann 
eine Genossenschaft in Eigenverantwortung 
wurde. Die allerdings scheiterte fast an dem als 
ihren Anteil am Ausgleich für die Last der Priva-
tisierung erdachten Kaufpreis.  

Von dieser und anderen Geschichten erzählt 
eine Ausstellung unter dem Titel `SCHICKSAL 
TREUHAND/TREUHAND SCHICKSALE´, die 
vom 11.09. bis 18.09. im Rahmen der 2. Kultur-
woche Bitterfeld-Wolfen im ehemaligen Metall-
labor Dr. Adolf Beck gezeigt wird. Es lohnt sich, 
diese anzuschauen.      ms
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